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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 25. Juli 2000 konsultierte der Rat das Europäische Parlament gemäß 
Artikel 13 des EG-Vertrags zu der Entscheidung des Rates über das Programm zur 
Unterstützung der Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern (2001-2005) (KOM(2000) 335 – 2000/0143(CNS))

In der Sitzung vom  4. September 2000 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments 
bekannt, dass sie diesen Vorschlag an den Ausschuss für die Rechte der Frau und 
Chancengleichheit als federführenden Ausschuss sowie an den Haushaltsausschuss, den 
Ausschuss für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten und 
den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten als mitberatende Ausschüsse 
überwiesen hat (C5-0386/2000).

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit hatte in seiner Sitzung vom 26. 
Januar 2000 Marianne Eriksson als Berichterstatterin benannt.

Der Ausschuss prüfte den Vorschlag der Kommission und den Berichtsentwurf in seinen 
Sitzungen vom 2. Oktober und 10. Oktober 2000.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer legislativen 
Entschließung einstimmig bei einer Enthaltung an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: die Abgeordneten Maj BrittTheorin, Vorsitzende; 
Marianne Eriksson, stellvertretende Vorsitzende und Berichterstatterin; Anne E.M. Van 
Lancker, stellvertretende Vorsitzende; Jillian Evans, stellvertretende Vorsitzende; María 
Antonia Avilés Perea, Armonia Bordes, Geneviève Fraisse, Fiorella Ghilardotti,Lissy Gröner, 
María Izquierdo Rojo (in Vertretung d. Abg. María Rodríguez Ramos),Rodi Kratsa, Astrid 
Lulling, Eryl Margaret McNally, Pasqualina Napoletano (in Vertretung d. Abg. Elena Ornella 
Paciotti), Christa Prets, Amalia Sartori, Miet Smet, Elena Valenciano Martínez-Orozco und 
Sabine Zissener.

Die Stellungnahme des Haushaltsausschusses ist diesem Bericht beigefügt; der Ausschuss für 
die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten und der Ausschuss 
für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten haben am 5. September 2000 bzw. 
6. September 2000 beschlossen, keine Stellungnahme abzugeben.

Der Bericht wurde am 13. Oktober 2000 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.
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LEGISLATIVVORSCHLAG

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates für eine Rahmenstrategie der Gemeinschaft 
für die Gleichstellung von Frauen und Männern (2001-2005) (KOM(2000) 335 – 
C5-0386/2000 – 2000/0143(CNS))

Der Vorschlag wird wie folgt abgeändert:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

(Änderungsantrag 1)
Bezugsvermerk 5a (neu)

5a. unter Hinweis auf die Rahmenstrategie 
der Gemeinschaft für die Gleichstellung 
der Geschlechter (Anhang I),

Begründung:

Es ist wichtig, auf die neue Strategie hinzuweisen, indem sie bereits in einem Bezugsvermerk 
auf sie verwiesen wird.

(Änderungsantrag 2)
Erwägung 1a (neu)

(1a) Es wird anerkannt, dass es bei der 
Gleichstellung der Geschlechter bezüglich 
des Verhaltens, der Verpflichtungen und 
der Gleichwertigkeit der Rechte eine 
männliche Dimension gibt.

Begründung:

Mit den moralischen und konkreten Verpflichtungen im Zusammenhang mit der gemeinsamen 
Übernahme familiärer Verantwortung sind bestimmte Rechte verbunden. In zahlreichen 
Mitgliedstaaten haben alleinerziehende Väter weniger Rechte und weniger Zugang zu 
bestimmten Einrichtungen und haben nicht denselben Anspruch auf bezahlten Elternurlaub. 
Erstgenanntes ist sicherlich ein gemeinsames Recht ungeachtet des Geschlechts, während 
letztgenanntes eher davor abschreckt, Elternurlaub zu nehmen, was wiederum die Rückkehr 
einer Mutter auf den Arbeitsmarkt erschweren kann.

(Änderungsantrag 3)

1 noch nicht im ABl. C veröffentlicht.
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Erwägung 3

(3) Die nach wie vor bestehenden 
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern 
rechtfertigen die Fortführung und 
Forcierung der Gemeinschaftsmaßnahmen in 
diesem Bereich.

(3) Die nach wie vor bestehende 
strukturbedingte Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts sowie die 
doppelte – und oft mehrfache – 
Diskriminierung zahlreicher Frauen, z.B. 
Jugendlicher, Wanderarbeitnehmerinnen, 
alleinerziehender Mütter, älterer Frauen, 
usw. und die nach wie vor bestehende 
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern 
rechtfertigen die Fortführung und Forcierung 
der Gemeinschaftsmaßnahmen in diesem 
Bereich und die Annahme neuer Methoden 
und neuer Ansätze zu diesem Thema.

Begründung:

Die Frauen stellen in Bezug auf Alter, gesellschaftliche Stellung oder sonstige Besonderheiten 
keine homogene Gruppe dar. Infolgedessen muss die doppelte oder mehrfache 
Diskriminierung, der zahlreiche Frauen ausgesetzt sind, berücksichtigt werden. Zur Lösung 
des Problems sollten neue Politiken erprobt werden, die sich unter Umständen als 
erfolgreicher erweisen als diejenigen, die bislang durchgeführt wurden.

(Änderungsantrag 4)
Erwägung 5a (neu)

 (5a) Auf der vierten internationalen 
Frauenkonferenz in Beijing wurden am 
15. September 1995 eine Erklärung und 
eine Aktionsplattform zur Abschaffung 
der Diskriminierung von Frauen und zur 
Beseitigung aller Hindernisse für die 
Gleichstellung verabschiedet. Im 
Schlussdokument der Folgekonferenz und 
in der Bewertung auf der UN-General-
versammlung vom 5.-9. Juni 2000 in New 
York (Beijing+5) wurden die Erklärung 
und die Aktionsplattform bestätigt, und 
die Plattform wurde in bestimmten 
Bereichen gestärkt. 

Begründung:

Es ist von entscheidender Bedeutung, auf die Arbeiten der UN im Bereich der 
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Chancengleichheit hinzuweisen.

(Änderungsantrag 5)
Erwägung 5b (neu)

(5b) Der Europäische Rat hat auf seinen 
Tagungen vom 23./24. März 2000 in 
Lissabon sowie vom 19./20. Juni 2000 in 
Santa Maria de Feira die Kommission und 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
aufgefordert, die Chancengleichheit im 
Bereich der Beschäftigungspolitik in allen 
Aspekten zu fördern, beispielsweise durch 
Reduzierung von geschlechtsspezifischen 
Ungleichgewichten im 
Beschäftigungsbereich und Erleichterung 
der Vereinbarkeit von Arbeits- und 
Familienleben, insbesondere durch die 
Festlegung einer neuen „Benchmark“ für 
bessere Maßnahmen zur Kinderbetreuung. 
Der Rat hat auch quantitative Ziele 
festgesetzt, u.a. eine Erhöhung der 
Beschäftigungsquote von Frauen von 
derzeit 51% auf 60% im Jahr 2010.

Begründung:

Es ist wichtig, an die während der portugiesischen Präsidentschaft durchgeführten Tagungen 
des Europäischen Rates zu erinnern, die im Bereich der Chancengleichheit in der 
Beschäftigungspolitik, insbesondere bei der Festsetzung quantitativer Ziele, erfolgreich 
waren.

(Änderungsantrag 6)
Erwägung 5c (neu)

 (5c) Die Gleichstellungspolitik der 
Gemeinschaft ist dadurch zu 
verwirklichen, dass zum einen die Politik 
angepasst wird (vorauswirkende 
Maßnahmen: Integration einer 
Gleichstellungsperspektive), zum anderen 
bestimmte konkrete Maßnahmen zur 
Verbesserung der Situation der Frauen in 
der Gesellschaft getroffen werden 
(reaktive Maßnahmen: besondere 
Maßnahmen).
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Begründung:

In der Entscheidung muss ausdrücklich festgestellt werden, dass die Kommission, die 
Mitgliedstaaten und das Parlament gehalten sind, sowohl Integration zu betreiben als auch 
besondere Maßnahmen zu ergreifen.

(Änderungsantrag 7)
Erwägung 6

(6) Der neue Ansatz der Gemeinschaft für 
die Gleichstellung von Frauen und Männern 
basiert auf einer Rahmenstrategie, die – im 
Bemühen, die Geschlechtergleichstellung 
zu verwirklichen – alle 
Gemeinschaftspolitiken einbezieht, sowie 
auf dem vorliegenden 
Unterstützungsprogramm zur 
Durchführung der horizontalen und 
koordinierenden Maßnahmen, das Kohärenz 
und Synergieeffekte zwischen den 
verschiedenen gleichstellungsrelevanten 
Aktivitäten in sämtlichen Bereichen der 
Gemeinschaftspolitiken gewährleisten soll.

(6) Die neue Rahmenstrategie der 
Gemeinschaft für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern bezieht gemäß Artikel 
3 Absatz 2 des Vertrags, der die Beseitigung 
von Ungleichheiten und die Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
zum Ziel hat, alle Gemeinschaftstätigkeiten 
ein. Dieses Programm, das Kohärenz und 
Synergieeffekte in Bezug auf die 
Umsetzung der Rahmenstrategie in der 
Union und ihren Institutionen 
gewährleisten soll, bildet die Struktur für 
die horizontalen und koordinierenden 
Maßnahmen.

Begründung:

Das Programm ist eine unterstützende Maßnahme, die die Umsetzung der Rahmenstrategie 
ermöglichen soll. Es ist wichtig, den Vertragsartikel zu erwähnen, der die Gleichstellung der 
Geschlechter vorsieht.

(Änderungsantrag 8)
Erwägung 8

(8) Für den Erfolg der Gemeinschafts-
maßnahmen ist eine Überwachung der 
Ergebnisse und deren Bewertung vor dem 
Hintergrund der angestrebten Ziele 
unverzichtbar.

(8) Für den Erfolg der Maßnahmen im 
Rahmen der Strategie und des 
Programms ist eine fortlaufende 
Überwachung der Ergebnisse und deren 
Bewertung vor dem Hintergrund der 
angestrebten Ziele sowie Maßnahmen zur 
Überprüfung der Haushaltspläne der 
öffentlichen Hand auf die 
Geschlechtergleichstellung hin, sowohl 
auf nationaler als auch auf lokaler 
Ebene, unverzichtbar. Die Bewertung wird 
der Allgemeinheit zugänglich gemacht.

Begründung:
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Hier muss ausdrücklich festgestellt werden, dass die laufende Überwachung und Bewertung 
für sowohl die Strategie als auch das Programm gilt. Die Überprüfung der Haushaltspläne 
der öffentlichen Hand auf die Geschlechtergleichstellung hin spielt eine wichtige Rolle, wenn 
festgestellt werden soll, ob die öffentliche Hand den Grundsatz der Integration des Aspekts 
der Geschlechtergleichstellung in ihren Politiken auf nationaler und lokaler Ebene beachtet. 
Dazu untersucht man am besten alle Haushaltsmittel im Hinblick auf ihre 
geschlechterspezifischen Auswirkungen. Außerdem ist es äußerst wichtig, dass größtmögliche 
Offenheit praktiziert wird, so dass alle interessierten Kreise auf allen Ebenen auch in der 
Durchführungsphase an den Maßnahmen mitwirken können.  

(Änderungsantrag 9)
Erwägung 11a (neu)

(11a) Alle Mitgliedstaaten und 
Beitrittsländer haben das Übereinkommen 
der Vereinten Nationen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau 
unterzeichnet, und es werden 
Gemeinschaftsmaßnahmen gefordert, die 
die nationalen Maßnahmen zur Umsetzung 
dieses Übereinkommens ergänzen sollen.

Begründung:

Die EU-Politik zur Gleichstellung der Geschlechter sollte auch zur Umsetzung der 
Frauenkonvention der Vereinten Nationen beitragen.

(Änderungsantrag 10)
Artikel 1

Mit dieser Entscheidung wird ein Programm 
für die Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern – nachstehend 
„Programm“ genannt – für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2001 bis zum 
31. Dezember 2005 aufgestellt.

Mit dieser Entscheidung wird die 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die 
Gleichstellung der Geschlechter gemäß 
Anhang I unterstützt und ein Programm für 
die Förderung dieser Strategie – 
nachstehend „Programm“ genannt – für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis zum 
31. Dezember 2005 aufgestellt.

Begründung:

Das Endziel ist die Umsetzung der Strategie, und sie sollte daher in einem gesonderten 
Anhang zur Entscheidung des Rates enthalten sein.
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(Änderungsantrag 11)
Artikel 2 Absatz 1

1. Das Programm soll die Gesamtstrategie 
der Gemeinschaft für die Gleichstellung der 
Geschlechter unterstützen; diese Strategie 
bezieht sämtliche Gemeinschaftspolitiken 
ein, die einen Beitrag zur Verwirklichung 
der Geschlechtergleichstellung leisten 
können, einschließlich „Gender-
Mainstreaming“-Maßnahmen und 
spezifischer Frauenfördermaßnahmen.

1. Das Programm ist eines der notwendigen 
Instrumente zur Umsetzung der 
Gesamtstrategie der Gemeinschaft für die 
Gleichstellung der Geschlechter; diese 
Strategie bezieht sämtliche 
Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen 
der Gemeinschaft ein, die einen Beitrag zur 
Verwirklichung der 
Geschlechtergleichstellung leisten können, 
einschließlich „Gender-Mainstreaming“-
Maßnahmen und spezifischer 
Fördermaßnahmen für Frauen aus allen 
gesellschaftlichen Gruppen und allen 
Altersgruppen.

Begründung:

Das Programm ist eine unterstützende Maßnahme, die die Umsetzung der Rahmenstrategie 
ermöglichen soll. Dabei ist zu betonen, dass Frauen aller sozialen Gruppen berücksichtigt 
werden  müssen, da sie überall mit besonderen Problemen konfrontiert sind.

(Änderungsantrag 12)
Artikel 2 Absatz 1a (neu)

1a. „Gender-Mainstreaming“ bedeutet die 
(Re)Organisation, Verbesserung, 
Entwicklung und Bewertung aller 
politischen Prozesse, damit von den 
normalerweise beteiligten politischen 
Akteuren bei allen politischen Maßnahmen 
auf allen Ebenen und in allen Phasen ein 
Aspekt der Geschlechtergleichstellung 
berücksichtigt wird.

Begründung:

Um Missverständnisse zu vermeiden und die praktischen Auswirkungen des „Gender-
Mainstreaming“ zu verdeutlichen, ist es erforderlich, in den Rechtstext eine Definition 
einzufügen. Diese Definition ist dem allgemein akzeptierten Bericht des Europarates (EG-S-
MS(98)2, S. 15) entnommen.

(Änderungsantrag 13)
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Artikel 2 Absatz 2

2. Im Rahmen des Programms sollen 
horizontale und koordinierende 
Maßnahmen in den von der 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
abgedeckten Aktionsbereichen aufeinander 
abgestimmt, unterstützt und finanziert 
werden. Diese Aktionsbereiche sind: 
Wirtschaftsleben; gleiche Beteiligung und 
Vertretung; soziale Rechte; Rechte als 
Bürgerinnen und Bürger; 
Geschlechterrollen und Stereotype. Die 
Gleichstellung der Geschlechter im 
Erweiterungsprozess der Gemeinschaft und 
die Geschlechterperspektive in den 
Außenbeziehungen und in der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit der 
Gemeinschaft sind Querschnittsthemen, die 
in allen von der Rahmenstrategie 
abgedeckten Bereichen zum Tragen 
kommen.

2. Im Rahmen des Programms sollen die 
Umsetzung der horizontalen und 
koordinierenden Maßnahmen in den von 
der Rahmenstrategie der Gemeinschaft für 
die Gleichstellung von Frauen und 
Männern abgedeckten Aktionsbereichen 
aufeinander abgestimmt, unterstützt und 
finanziert werden. Diese Aktionsbereiche 
sind: Wirtschaftsleben; gleiche Beteiligung 
und Vertretung; soziale Rechte; Rechte als 
Bürgerinnen und Bürger; 
Geschlechterrollen und Stereotype. Die 
Gleichstellung der Geschlechter im 
Prozess der Erweiterung der Gemeinschaft 
und die Geschlechterperspektive in den 
Außenbeziehungen und in der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit der 
Gemeinschaft sind Querschnittsthemen, die 
in allen von der Rahmenstrategie und dem 
Programm abgedeckten Bereichen zum 
Tragen kommen.

Begründung:

Die Gleichstellungsmaßnahmen in den Bewerberländern und den Empfängerländern müssen 
Teil der Strategie und ebenso des Programms sein.

(Änderungsantrag 14)
Artikel 2a (neu)

2a. Der finanzielle Referenzbetrag für die 
Durchführung des Programms im 
Zeitraum 1. Januar 2001 bis 31. 
Dezember 2005 beläuft sich auf 
mindestens 50 Mio. Euro. Die jährlichen 
Mittel werden von der Haushaltsbehörde 
im Rahmen der Finanziellen 
Vorausschau genehmigt.

Begründung:

Es ist sehr wichtig, einen konkreten Betrag für die Durchführung des Gesamtprogramms 
anzugeben.
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(Änderungsantrag 15)
Artikel 3 Buchstabe –a (neu)

-a) Unterstützung für die Umsetzung der 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die 
Gleichstellung der Geschlechter;

Begründung:

Hauptziel ist die Umsetzung der Rahmenstrategie.

(Änderungsantrag 16)
Artikel 3 Buchstabe b

b) Förderung eines besseren Verständnisses 
der Problematik unmittelbarer und 
mittelbarer geschlechtsbedingter 
Diskriminierung: es soll ermittelt werden, 
wo und in welchem Umfang es solche 
Diskriminierungen gibt, und es soll die 
Wirksamkeit von Politiken und Praktiken 
bewertet werden;

b) Förderung eines besseren Verständnisses 
der Problematik unmittelbarer und 
mittelbarer geschlechtsbedingter 
Diskriminierung sowie der doppelten – und 
oft mehrfachen – Diskriminierung 
zahlreicher Frauen, z.B. Jugendlicher, 
Wanderarbeitnehmerinnen, 
alleinerziehender Mütter, älterer Frauen 
usw.: es soll ermittelt werden, wo und in 
welchem Umfang es solche 
Diskriminierungen gibt, und es soll die 
Wirksamkeit von Politiken und Praktiken 
bewertet werden;

Begründung:

Die Frauen stellen, was Alter, gesellschaftliche Stellung oder andere Besonderheiten 
anbelangt, keine homogene Gruppe dar. Infolgedessen muss die doppelte oder mehrfache 
Diskriminierung, der zahlreiche Frauen ausgesetzt sind, berücksichtigt werden.

(Änderungsantrag 17)
Artikel 3 Buchstabe ca (neu)

 ca) Unterstützung der Gemeinschaft bei 
der Einschätzung des Bedarfs an 
zusätzlichen Initiativen einschließlich, 
falls notwendig, Gesetzgebung zu dem 
Zweck, die Gleichstellung zu fördern und 
die Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts zu bekämpfen.
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Begründung:

Das Programm sollte dazu eingesetzt werden, den Bedarf an zusätzlichen gemeinsamen 
Initiativen abzuschätzen.

(Änderungsantrag 18)
Artikel 3 Buchstabe cb (neu)

 cb) Unterstützung und Begünstigung der 
Anstrengungen der Bewerberländer zur 
Verwirklichung der Geschlechter-
gleichstellung und Koordinierung der 
Maßnahmen mit diesen Ländern im 
Rahmen anderer Programme der 
Gemeinschaft (PHARE, DAPHNE, 
STOP).

Begründung:

Die Bewerberländer können über ihre Maßnahmen selbst entscheiden. Es ist arrogant, von 
ihnen zu verlangen, ihre Maßnahmen zu verbessern, sie müssen vielmehr Unterstützung für 
ihre Maßnahmen erhalten.

(Änderungsantrag 19)
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b

b) Analyse und Bewertung:
Es soll eine Analyse 
gleichstellungsrelevanter Faktoren und 
Politiken vorgenommen werden, 
einschließlich Sammlung statistischer Daten, 
Durchführung von Studien, Bewertung 
geschlechtsspezifischer Auswirkungen, 
Entwicklung von Instrumenten und 
Verfahren, Festlegung von Indikatoren und 
Benchmarks sowie einer effektiven 
Verbreitung der Ergebnisse. Zur 
Überwachung der Umsetzung und 
Anwendung des gemeinschaftlichen 
Gleichstellungsrechts wird es ferner 
erforderlich sein, Rechtsvorschriften und 
Praktiken einer Bewertung zu unterziehen 
und ihre Wirksamkeit zu beurteilen.

b) Analyse und Bewertung:
Es soll eine Analyse 
gleichstellungsrelevanter Faktoren und 
Politiken vorgenommen werden, 
einschließlich Sammlung statistischer Daten, 
Durchführung von Studien, Bewertung 
geschlechtsspezifischer Auswirkungen, 
Überprüfung der nationalen und lokalen 
öffentlichen Haushalte auf 
Gleichstellungsaspekte, Entwicklung von 
Instrumenten und Verfahren, Festlegung von 
Indikatoren und Benchmarks sowie einer 
effektiven Verbreitung der Ergebnisse. Zur 
Überwachung der Umsetzung und 
Anwendung des gemeinschaftlichen 
Gleichstellungsrechts wird es ferner 
erforderlich sein, Rechtsvorschriften und 
Praktiken einer Bewertung zu unterziehen 
und ihre Wirksamkeit zu beurteilen.
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Begründung:

Bei den Gemeinschaftsmaßnahmen, die der Bewertung der horizontalen Anwendung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit für Männer und Frauen dienen, muss unbedingt die 
Analyse der nationalen und lokalen öffentlichen Haushalte auf den Gleichstellungsaspekt hin 
vorgesehen werden. Durch eine solche Analyse lässt sich ganz gezielt und klar feststellen, ob 
die öffentliche Hand das „Gender mainstreaming“ bei ihren Politiken praktisch beachtet.

(Änderungsantrag 20)
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c

c) Entwicklung von Handlungskompetenz:
Die transnationale Zusammenarbeit 
zwischen den Hauptagierenden soll 
unterstützt werden durch Förderung von 
Netzwerkarbeit und Erfahrungsaustausch auf 
Gemeinschaftsebene zwischen nationalen 
Behörden, Sozialpartnern und 
Nichtregierungsorganisationen;

c) Entwicklung von Handlungskompetenz:
Die transnationale Zusammenarbeit 
zwischen den Hauptagierenden soll 
unterstützt werden durch Förderung von 
Netzwerkarbeit und Erfahrungsaustausch auf 
Gemeinschaftsebene zwischen nationalen, 
lokalen und regionalen Körperschaften, 
Sozialpartnern und Nichtregierungs-
organisationen. Das Grundnetzwerk ist das 
Netz des Ausschusses für die Rechte der 
Frau und Chancengleichheit im 
Europäischen Parlament und der 
zuständigen Ausschüsse der Parlamente 
der Mitgliedstaaten und der 
Bewerberländer;

Begründung:

Zur Durchführung des „gender mainstreaming“ in der Europäischen Union ist es sehr 
wichtig, den Dialog zwischen den Vertretern des Europäischen Parlaments und der 
nationalen Parlamente sowie der Beitrittsländer zu pflegen.

(Änderungsantrag 21)
Artikel 5 Absatz 1

1. Die Kommission 1. Die Kommission

a) gewährleistet die Durchführung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen 
dieses Programms gemäß Anhang,

a) gewährleistet die Durchführung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen 
dieses Programms durch technische Hilfe 
gemäß Anhang,

Begründung:
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Die Notwendigkeit technischer Hilfe sollte gemäß der Vereinbarung zwischen der 
Kommission und der Haushaltsbehörde im Rahmen des Haushaltsverfahrens 2000 in den 
legislativen Text aufgenommen werden.

(Änderungsantrag 22)
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe aa (neu)

 aa) Es ist dafür Sorge zu tragen, dass 
jederzeit genügend Stellen bei der 
Kommission und genügend Ressourcen 
für das Programm verfügbar sind, damit 
dieses in bestmöglicher Weise 
durchgeführt wird.

Begründung:

Ausreichende interne Ressourcen spielen eine zentrale Rolle angesichts des Umstands, dass 
die Kommission vom Rechnungshof kritisiert wurde, nachdem sie externe Berater 
hinzugezogen hatte. 

(Änderungsantrag 23)
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b

b) betreibt einen regelmäßigen 
Meinungsaustausch mit den Mitgliedern 
des in Artikel 6 genannten Ausschusses, 
mit Vertreterinnen und Vertretern der 
Sozialpartner auf europäischer Ebene sowie 
mit Nichtregierungsorganisationen über 
Durchführung und Follow-up des 
Programms und damit zusammenhängende 
politische Orientierungen;

b) pflegt einen organisierten und laufenden 
Dialog mit den Vertreterinnen und 
Vertretern des Europäischen Parlaments, 
der Sozialpartner auf europäischer Ebene 
sowie mit Nichtregierungsorganisationen 
über die Frage der Gestaltung, 
Durchführung und Weiterbehandlung der 
Strategie und des Programms und erörtert 
damit verwandte strategische Leitlinien; zu 
diesem Zweck gewährleistet die 
Kommission, dass den Vertreterinnen und 
Vertretern der lokalen und regionalen 
Körperschaften, der Nichtregierungs-
organisationen und Sozialpartner soviel 
Informationen wie möglich zur Verfügung 
gestellt werden; die Kommission berichtet 
dem nach Artikel 6 eingerichteten 
Ausschuss über ihren Dialog mit 
Nichtregierungsorganisationen und den 
Sozialpartnern;
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Begründung:

Das Europäische Parlament muss als demokratisches Gremium der europäischen Organe bei 
der Gestaltung, Durchführung, Weiterverfolgung und Erörterung der strategischen Leitlinien 
in einem laufenden Dialog intensiv beteiligt werden.

(Änderungsantrag 24)
Artikel 6 Absatz 1a (neu)

 1a. zur Gewährleistung einer 
ausgewogenen Aufteilung auf die 
Geschlechter werden die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, eine Frau und einen Mann 
als Vertreter im Ausschuss zu benennen.

Begründung:

Bei der Einrichtung des Ausschusses ist eine ausgewogene Verteilung auf die Geschlechter zu 
gewährleisten.

(Änderungsantrag 25)
Artikel 6 Absatz 5

5. Um Kohärenz und Komplementarität des 
Programms mit anderen in Artikel 7 
genannten Maßnahmen sicherzustellen, 
unterrichtet die Kommission den Ausschuss 
regelmäßig über sonstige 
Gemeinschaftsmaßnahmen, die zur 
Förderung der Geschlechtergleichstellung 
beitragen. Gegebenenfalls legt die 
Kommission Modalitäten fest für eine 
kontinuierliche und strukturierte 
Zusammenarbeit des Ausschusses mit den 
im Rahmen anderer einschlägiger Politiken, 
Instrumente und Aktionen eingesetzten 
Begleitausschüssen.

5. Um Kohärenz und Komplementarität des 
Programms mit anderen in Artikel 7 
genannten Maßnahmen sicherzustellen, 
unterrichtet die Kommission den Ausschuss 
und das Europäische Parlament regelmäßig 
über sonstige Gemeinschaftsmaßnahmen, 
die zur Förderung der 
Geschlechtergleichstellung beitragen. 
Gegebenenfalls legt die Kommission 
Modalitäten fest für eine kontinuierliche und 
strukturierte Zusammenarbeit des 
Ausschusses mit den im Rahmen anderer 
einschlägiger Politiken, Instrumente und 
Aktionen eingesetzten Begleitausschüssen.

Begründung:

Das Verfahren muss so offen wie möglich sein.

(Änderungsantrag 26)
Artikel 6 Absatz 5a (neu)
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 5a. Vertreter der Bewerberländer sind zur 
Teilnahme an den Ausschusssitzungen (mit 
Beobachterstatus) einzuladen;

Begründung:

Die Einbeziehung der Bewerberländer ist wichtig, um die Umsetzung des Besitzstandes in 
diesem Bereich zu erleichtern.

(Änderungsantrag 27)
Artikel 7 Absatz 1

1. Die Kommission gewährleistet in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die 
Kohärenz mit anderen Politiken, 
Instrumenten und Aktionen der 
Gemeinschaft, insbesondere durch 
Einführung geeigneter Verfahren zur 
Koordinierung der im Rahmen dieses 
Programms durchgeführten Maßnahmen mit 
anderen einschlägigen Maßnahmen, 
insbesondere in den Bereichen Forschung, 
Beschäftigung, Bekämpfung von 
Diskriminierungen, soziale Eingliederung, 
Bildung, Ausbildung, Jugend, Justiz und 
Inneres sowie im Kontext der Erweiterung 
und der Außenbeziehungen der 
Gemeinschaft.

1. Die Kommission gewährleistet in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
das „gender mainstreaming“ und die 
Kohärenz mit anderen Politiken, 
Instrumenten und Aktionen der 
Gemeinschaft, insbesondere durch die 
Verwendung von Bewertungen der 
„gender“- Auswirkungen, Überwachungs-
instrumenten und bench marks in 
Politikbereichen wie Staatsführung, 
Forschung, Beschäftigung, Bekämpfung von 
Diskriminierungen, soziale Eingliederung, 
Ausmerzung der Armut von Frauen, 
Gesundheit, Bildung, Ausbildung, Jugend, 
Kultur, Justiz und Inneres sowie im Kontext 
der Erweiterung und der Außenbeziehungen 
der Gemeinschaft.

Begründung:

Das „Gender mainstreaming“ erfordert die Verwendung angemessener Politikinstrumente. 
Die Koordinierung allein reicht nicht aus. Wichtig ist die Bemerkung, dass Frauen von der 
Armut stärker betroffen sind als Männer. Die Frauen sind bei der Beschlussfassung und dem 
politischen Leben in allen Bereichen der Staatsführung – im lokalen, regionalen, nationalen 
und europäischen Bereich sowohl in den Mitgliedstaaten wie in den Bewerberländern - stark 
unterrepräsentiert. Gesundheit, Kultur und Menschenrechte sind entscheidende Bereiche, um 
die Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen.

(Änderungsantrag 28)
Artikel 7 Absatz 2
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2. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten gewährleisten die 
Kohärenz und Komplementarität der im 
Rahmen dieses Programms durchgeführten 
Maßnahmen mit anderen einschlägigen 
Maßnahmen der Union und der 
Gemeinschaft, insbesondere im Rahmen 
der Strukturfonds, der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAL und des 
Aktionsprogramms der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen 
(2001-2006).

2. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten gewährleisten die 
Kohärenz und Komplementarität der im 
Rahmen dieses Programms durchgeführten 
Maßnahmen mit anderen einschlägigen 
Maßnahmen der Union und der 
Gemeinschaft, insbesondere im Rahmen 
der Strukturfonds, der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAL, der 
Programme Daphne, Stop, Phare und 
Meda, des Programms gegen 
Ausgrenzung und Armut sowie mit den 
Zielen und Maßnahmen der sozialen 
Agenda, der 
Forschungsrahmenprogramme und des 
Aktionsprogramms der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen 
(2001-2006).

Begründung:

Es ist überaus wichtig, dass die Maßnahmen der Gemeinschaft sich gegenseitig ergänzen. 
Alle Gemeinschaftsprogramme und Politiken der Gemeinschaft müssen auf dieses Ziel 
ausgerichtet werden. Die Frauen sind bei der Arbeit der Forschungsrahmenprogramme stark 
unterrepräsentiert. Eine Vermehrung ihrer Einbeziehung würde eine qualitative Verbesserung 
der europäischen Forschungspolitik bewirken, die das Leben aller Europäer berührt.  

(Änderungsantrag 29)
Artikel 7 Absatz 3

3. Die Mitgliedstaaten gewährleisten im 
Rahmen des Möglichen die Kohärenz und 
Komplementarität der im Rahmen dieses 
Programms durchgeführten Maßnahmen 
mit den auf nationaler, regionaler und 
lokaler Ebene durchgeführten 
einschlägigen Maßnahmen.

3. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
die im Rahmen dieses Programms 
durchgeführten Maßnahmen mit den auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
durchgeführten einschlägigen Maßnahmen 
im Einklang stehen.

Begründung:

Den Mitgliedstaaten sollten strenge Auflagen gemacht werden, was die Gewährleistung der 
Komplementarität betrifft, und sie sollten Aktionen auf lokaler und regionaler Ebene 
ermöglichen und fördern.

(Änderungsantrag 30)
Artikel 9 Absatz 1



RR\423203DE.doc 19/38 PE 287.025

DE

Begleitung und Bewertung
1. Die Kommission überwacht in 
Zusammenarbeit mit dem in Artikel 6 
genannten Ausschuss laufend die 
Durchführung des Programms.

Begleitung, Bewertung und Planung
1. Die Kommission überwacht in 
Zusammenarbeit mit dem in Artikel 6 
genannten Ausschuss laufend die 
Durchführung der Rahmenstrategie und 
des Programms und bewertet beides 
regelmäßig. 
Die Kommission passt alljährlich das 
Jahresarbeitsprogramm im Rahmen der 
Rahmenstrategie, einschließlich der in 
dem jeweiligen Jahr zu konzipierenden 
vorrangigen Maßnahmen, an.

Begründung:

Es kommt nicht nur auf Begleitungs- und Bewertungstätigkeit an, sondern auch auf Planung, 
damit auf die Maßnahmen hin eine Weiterbehandlung erfolgen kann.

(Änderungsantrag 31)
Artikel 9 Absatz 2

2. Das Programm wird von der 
Kommission mit Unterstützung 
unabhängiger Sachverständiger zur 
Halbzeit und am Ende bewertet. Diese 
Bewertung beinhaltet eine Beurteilung der 
Relevanz und Effektivität der 
durchgeführten Maßnahmen im Hinblick 
auf die in Artikel 2 genannten Ziele. Dabei 
wird auch die Wirkung des Programms 
insgesamt untersucht. Bei der Bewertung 
wird ferner geprüft, inwieweit sich die im 
Rahmen dieses Programms und die im 
Rahmen anderer einschlägiger Politiken, 
Instrumente und Aktionen der 
Gemeinschaft durchgeführten Maßnahmen 
ergänzen.

2. Der jährlich vorzulegende Bericht wird 
vom Präsidenten der Kommission im 
Rahmen einer jährlich stattfindenden 
Aussprache dem Europäischen Parlament 
vorgelegt. Die vorgeschlagenen Aktionen 
zur Förderung der Gleichstellung können 
die Grundlage eines Jahresberichts des 
Europäischen Parlaments sein.

Begründung:

Es wäre sehr wichtig, alljährlich eine Aussprache im Parlament über die Gleichstellung zu 
führen.

(Änderungsantrag 32)
Artikel 9 Absatz 4a (neu)
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4a. In sämtlichen Bewertungsberichten ist 
anzugeben, in welchem Umfang den 
Mitgliedstaaten und staatlichen Stellen  
und in welchem Umfang den 
nichtstaatlichen Organisationen Mittel zur 
Verfügung gestellt wurden.

Begründung:

In sämtlichen Bewertungsberichten ist anzugeben, in welchem Umfang den Mitgliedstaaten 
und staatlichen Stellen einerseits und den nichtstaatlichen Organisationen andererseits Mittel 
zur Verfügung gestellt wurden. Dies geht aus den Berichten über frühere Programme nicht 
klar hervor.

(Änderungsantrag 33)
Anhang I (neu)

Anhang I
Rahmenstrategie der Gemeinschaft zur 
Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern (2001-2005)
(Der vollständige Text der Strategie ist 
zwischen der Entscheidung des Rates und 
Anhang II einzufügen.)

Begründung:

Das Ziel besteht letztlich darin, die Strategie umzusetzen, und deshalb sollte sie einen Anhang 
zu der Entscheidung des Rates darstellen. Hier ist demnach der Text der Strategie von S. 3 
des Dokuments KOM(2000) 335 bis zu der Fußnote auf S. 24 als Anhang I einzufügen.

(Änderungsantrag 34)
Anhang, Titel

Anhang II

Begründung:

Logische Konsequenz der Einführung der Strategie als Anhang I.

(Änderungsantrag 35)
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Anhang Abschnitt I Punkt 1

1) Wirtschaftsleben 1) Wirtschaftsleben
Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es darum, geeignete Lösungsansätze zur 
Beseitigung der nach wie vor vorhandenen 
geschlechtsspezifischen Unterschiede am 
Arbeitsmarkt zu finden. Ziel ist es, die 
Beschäftigungsquote der Frauen anzuheben 
und Frauenarbeitslosigkeit, 
geschlechtsspezifische Arbeitsmarktteilung 
sowie geschlechtsspezifische 
Lohnunterschiede abzubauen.

Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es darum, geeignete Lösungsansätze zur 
Beseitigung der nach wie vor vorhandenen 
geschlechtsspezifischen Unterschiede am 
Arbeitsmarkt zu finden. Ziel ist es, die 
Beschäftigungsquote der Frauen und die 
Präsenz von Frauen in höchsten 
Führungspositionen anzuheben und 
Frauenarbeitslosigkeit, 
geschlechtsspezifische Arbeitsmarktteilung 
sowie geschlechtsspezifische 
Lohnunterschiede abzubauen. Mindestens 
40% der Mittel der Strukturfonds sind für 
Maßnahmen vorzumerken, bei denen die 
Lebensverhältnisse und Bedürfnisse von 
Frauen im Mittelpunkt stehen. Außerdem 
soll die unternehmerische Initiative bei 
Frauen stimuliert und gestärkt werden.

Begründung:

Die Strukturfonds gehören zu den wichtigsten Instrumenten der Gemeinschaft, und 
mindestens 40% der Mittel sind auf Frauen auszurichten. Dies gehört zu den operativen 
Zielen des Programms und sollte in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden. Frauen 
zeichnen sich durch ihre Leistungen und Kreativität im Unternehmensbereich aus. Diese 
Kreativität muss gefördert werden, da sie die Stellung der Frau aufwertet und Arbeitsplätze 
schafft.

(Änderungsantrag 36)
Anhang Abschnitt I Punkt 2

2) Gleiche Beteiligung und Vertretung 2) Gleiche Beteiligung und Vertretung
Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es darum dass Frauen in 
Entscheidungsgremien unterrepräsentiert 
sind. Es sollen geeignete Strategien 
entwickelt werden, um eine stärkere 
Vertretung der Frauen in politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen 
Entscheidungsprozessen zu erreichen, auch 
im Rahmen der Außenbeziehungen und der 
Entwicklungszusammenarbeit.

Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es darum dass Frauen in 
Entscheidungsgremien unterrepräsentiert 
sind. Es sollen geeignete Strategien 
entwickelt werden, um eine stärkere 
Vertretung der Frauen in allen 
Lebensbereichen, wie etwa in politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen 
Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen – 
der gemeinschaftlichen, der nationalen, der 
regionalen und der lokalen Ebene – zu 
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erreichen, auch im Rahmen der 
Außenbeziehungen und der 
Entwicklungszusammenarbeit.

Begründung:

Es ist darauf hinzuweisen, dass Frauen auf allen Ebenen, sogar auf lokaler Ebene, 
unterrepräsentiert sind.

(Änderungsantrag 37)
Anhang Abschnitt I Punkt 3

3) Soziale Rechte 3) Soziale Rechte
In allen Politikbereichen, die relevant sind 
für das tägliche Leben der Frauen, wie 
Verkehrspolitik, öffentliche Gesundheit 
und Bekämpfung von Diskriminierungen 
aus anderen Gründen, gilt es, das Prinzip 
des „Gender Mainstreaming“ effektiv 
umzusetzen. Aktionen in diesem Bereich 
werden darauf ausgerichtet sein, für eine 
bessere Anwendung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zu 
sorgen, insbesondere der Bestimmungen in 
den Bereichen Sozialschutz, Elternurlaub, 
Mutterschutz und Arbeitszeit.

In allen Politikbereichen, die relevant sind 
für das tägliche Leben der Frauen, wie 
Verkehrspolitik, öffentliche Gesundheit 
und Bekämpfung von Diskriminierungen 
aus anderen Gründen, gilt es, das Prinzip 
des „Gender Mainstreaming“ effektiv 
umzusetzen. Es muss Koordinierung mit 
dem Aktionsprogramm gegen 
Diskriminierung sowie anderen 
einschlägigen Aktionsprogrammen 
erfolgen. Aktionen in diesem Bereich 
werden darauf ausgerichtet sein, für eine 
bessere Anwendung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zu 
sorgen, insbesondere der Bestimmungen in 
den Bereichen Sozialschutz, Elternurlaub, 
Mutterschutz und Arbeitszeit sowie 
Schaffung von Infrastrukturen 
(Kinderbetreuung, Pflege älterer 
Menschen), die es ermöglichen, familiäre 
und berufliche Aufgaben in Einklang zu 
bringen.

Begründung:

Eine Koordinierung mit einschlägigen Programmen ist notwendig. In gewissen 
Lebensabschnitten bildet die Notwendigkeit, Kinder und ältere Familienmitglieder zu 
betreuen, ein Hindernis für die berufliche, politische und soziale Tätigkeit von Frauen.

(Änderungsantrag 38)
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Anhang Abschnitt I Punkt 4

4) Rechte als Bürgerinnen und Bürger 4) Rechte als Bürgerinnen und Bürger
Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es um die Durchsetzung der 
Menschenrechte der Frauen. Ziel der 
geplanten Aktionen wird es sein, die 
Anerkennung der Menschenrechte der 
Frauen zu fördern, das Recht auf 
Chancengleichheit durchzusetzen und den 
Kampf gegen geschlechtsbezogene Gewalt 
und Frauenhandel zu verstärken.

Im Rahmen dieses Aktionsschwerpunkts 
geht es um die Durchsetzung der 
Menschenrechte der Frauen. Ziel der 
geplanten Aktionen wird es sein, die 
Anerkennung der Menschenrechte der 
Frauen, auch in Entwicklungsländern, zu 
fördern, das Recht auf Chancengleichheit 
durchzusetzen und den Kampf gegen 
geschlechtsbezogene Gewalt und 
Frauenhandel zu verstärken.

Begründung:

Die EU sollte diese Grundsätze entsprechend der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
der Vereinten Nationen auch in anderen Staaten zur Geltung bringen.



PE 287.025 24/38 RR\423203DE.doc

DE

(Änderungsantrag 39)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 1 Ziffer 2

(2) Organisation einer auf 
Gemeinschaftsebene sowie zeitgleich und 
zum selben Thema in sämtlichen 
Mitgliedstaaten stattfindenden Europäischen 
Gleichstellungswoche, wobei die 
Koordinierung von der Kommission und die 
Durchführung von den zuständigen 
Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten 
übernommen wird

(2) Organisation einer auf 
Gemeinschaftsebene sowie zeitgleich und 
zum selben Thema in sämtlichen 
Mitgliedstaaten und zudem in den 
Beitrittsländern stattfindenden 
Europäischen Gleichstellungswoche, wobei 
die Koordinierung von der Kommission und 
die Durchführung von den zuständigen 
Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten 
übernommen wird

Begründung:

Wir wollen die Einbeziehung der Beitrittsländer hervorheben.

(Änderungsantrag 40)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 1 Ziffer 2a (neu)

 (2a) Veranstaltung gemeinsamer 
Aktionen in den Mitgliedstaaten am Tag 
der Vereinten Nationen gegen Gewalt an 
Frauen und Kindern am 25. November 
jedes Jahres.

Begründung:

Dieser Tag wurde von den Vereinten Nationen 1999 ausgerufen, und es ist wichtig, dass die 
Gemeinschaft ihn begeht.

(Änderungsantrag 41)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 1 Ziffer 2b (neu)

(2b) Den Mitgliedstaaten wird die 
Ausarbeitung eines Verhaltenskodex für 
die Gleichstellung im Bereich der Medien 
empfohlen.

Begründung:

Die Medien unterliegen keiner Überwachung; deshalb ist es wichtig, eine Selbstreinigung im 
Medienbereich zu unterstützen.



RR\423203DE.doc 25/38 PE 287.025

DE

(Änderungsantrag 42)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 1 Ziffer 3

(3) Organisation von europaweiten 
Medienkampagnen und -ereignissen zur 
Förderung des transnationalen 
Informationsaustauschs und der Ermittlung 
und Verbreitung vorbildlicher Lösungen, 
u. a. jährliche Verleihung eines Preises an 
Unternehmen, die eine erfolgreiche 
Gleichstellungspolitik praktizieren, mit dem 
Ziel, die Gleichstellungsproblematik stärker 
ins Blickfeld der Öffentlichkeit zu rücken

(3) Organisation von europaweiten 
Medienkampagnen und -ereignissen zur 
Förderung des transnationalen 
Informationsaustauschs und der Ermittlung 
und Verbreitung vorbildlicher Lösungen, 
u. a. jährliche Verleihung eines Preises an 
Unternehmen und Vereinigungen, die eine 
erfolgreiche Gleichstellungspolitik 
praktizieren, mit dem Ziel, die Gleich-
stellungsproblematik stärker ins Blickfeld 
der Öffentlichkeit zu rücken

Begründung:

Bei der Rahmenstrategie sollten Rolle und Leistungen von Vereinigungen in gleicher Weise 
behandelt werden wie die von Unternehmen.

(Änderungsantrag 43)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 1 Ziffer 6a (neu)

(6a) Veröffentlichung und Verbreitung 
einer aktualisierten Fassung der EU-
Rechtsvorschriften gegen die 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
sowie der einschlägigen Rechtssprechung, 
insbesondere in den Beitrittsländern

Begründung:

Die Beitrittsländer sollten über den Stand der Dinge und die neuesten Entwicklungen im 
Bereich der Rechtsvorschriften und der Rechtsprechung über Chancengleichheit von 
Männern und Frauen in der Europäischen Union unterrichtet und auf dem Laufenden 
gehalten werden, weil das zum gemeinschaftlichen Besitzstand gehört.
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(Änderungsantrag 44)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Ziffer 1 

 1) Entwicklung und Verbreitung 
vergleichbarer, nach Geschlecht 
aufgeschlüsselter statistischer Reihen zur 
Situation von Frauen und Männern in 
verschiedenen Politikbereichen

1) Entwicklung und Verbreitung 
vergleichbarer, nach Geschlecht 
aufgeschlüsselter statistischer Reihen zur 
Situation von Frauen und Männern in 
verschiedenen Politikbereichen und einer 
Statistik über das Arbeitsentgelt von 
Frauen und Männern bei gleichwertiger 
Arbeit

Begründung:

Vergleichbare und nach Geschlechtern aufgeschlüsselte Daten im Zusammenhang mit 
gleichwertiger Arbeit sind eine wichtige Grundlage zur Bewertung der Einhaltung von Artikel 
141 Absatz 4 des Vertrags.

(Änderungsantrag 45)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Ziffer 3

3) Analyse der Situation der Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt, der Umsetzung der 
Gleichstellungsvorschriften in den 
Mitgliedstaaten, des Einflusses und der 
Auswirkungen von Sozialschutz- und 
Steuersystemen auf Frauen und Männer 
und der Entwicklung der Frauenpräsenz 
auf Entscheidungsebenen sowie 
Verbreitung der Ergebnisse und der daraus 
zu ziehenden Lehren

3) Analyse der Situation der Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt, der Umsetzung der 
Gleichstellungsvorschriften in den 
Mitgliedstaaten, des Einflusses und der 
Auswirkungen von Sozialschutz- und 
Steuersystemen auf Frauen und Männer, 
der Bedeutung einer allgemeinen 
Arbeitszeitverkürzung und der 
Entwicklung der Frauenpräsenz auf 
Entscheidungsebenen; Untersuchung der 
Auswirkungen des Zugangs für den 
Einzelnen zu medizinischer Versorgung, 
Sozialversicherung und 
Altersversorgungssystemen, 
Untersuchung von Mängeln in der 
Arbeitsorganisation sowie Verbreitung der 
Ergebnisse und der daraus zu ziehenden 
Lehren; besondere Aufmerksamkeit gilt 
der Förderung der Mitwirkung und 
Vertretung von Frauen bei den 
Sozialpartnern; die Möglichkeit der 
Anpassung und Übertragung von 
Strategien aus dem Bereich der 
politischen Entscheidungsverfahren in 
den der wirtschafts- und sozialpolitischen 
Entscheidung ist zu prüfen und zu 
fördern
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Begründung:

Mehr als 50 Millionen EU-Bürger sind als arm einzustufen, und die große Mehrheit von 
ihnen sind Frauen. Deshalb ist es besonders wichtig, ihre Lebensbedingungen und ihren 
Zugang zu den Systemen der sozialen Sicherheit zu untersuchen.
Allzu oft konzentriert sich die Aufmerksamkeit in diesem Aktionsbereich ganz auf die 
politische Entscheidungsfindung, während bei Entscheidungsprozessen im wirtschafts- und 
sozialpolitischen Bereich, in denen nicht so viel für die Herstellung des 
Geschlechtergleichgewichts getan wird, Frauen stark unterrepräsentiert bleiben. Dieser 
Entscheidungsbereich kann von den im politischen Bereich gemachten Erfahrungen und 
verwirklichten Strategien profitieren und muss entsprechend wichtig genommen werden. Was 
für das operative Ziel 3.2.2. (Erstellung und Aktualisierung statistischer Daten) vorgesehen 
ist, wird nicht ausreichen, um in diesem Entscheidungsbereich die Geschlechterrepräsentanz 
zu verbessern. 

(Änderungsantrag 46)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Ziffer 3a (neu)

(3a) Veröffentlichung und Verbreitung der 
Studien und Berichte der beiden 
Expertennetze der Kommission, nämlich 
Netz der Rechtssachverständigen und Netz 
der Sachverständigen für Frauen in der 
Wirtschaft

Begründung:

Die Tätigkeiten der beiden Netze sollten mehr Wirkung erzielen, u.a. durch die Veröffent-
lichung ihrer Berichte. 

(Änderungsantrag 47)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Ziffer 3b (neu)

(3b) Förderung von Synergien zwischen 
den Angehörigen der in Ziffer 3a 
genannten Netze, dem Ausschuss für die 
Rechte der Frau und Chancengleichheit 
des Europäischen Parlaments und dem 
Beratenden Ausschuss der Kommission für 
die Chancengleichheit von Frauen und 
Männern

Begründung:
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Ein umfassender Meinungsaustausch mit anderen einschlägigen Gremien könnte auch mehr 
Synergie herbeiführen.

(Änderungsantrag 48)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Ziffer 4

4) Sammlung und Bewertung aktueller 
Informationen über erfolgreiche Initiativen, 
Methoden und Praktiken zum Thema 
„Frauen in den Medien“ sowie der daraus 
gewonnenen Erkenntnisse, u. a. mit dem 
Ziel des Abbaus geschlechtsspezifischer 
Stereotype und der Förderung einer 
positiven Darstellung von Frauen und 
Männern in den Medien

4) Sammlung und Bewertung aktueller 
Informationen über erfolgreiche Initiativen, 
Methoden und Praktiken zum Thema 
„Frauen in den Medien“ sowie der daraus 
gewonnenen Erkenntnisse, u. a. mit dem 
Ziel des Abbaus geschlechtsspezifischer 
Stereotype und der Förderung einer 
differenzierten Darstellung von Frauen und 
Männern in den Medien

Begründung:

Es darf nicht sein, dass wir ein vorgestanztes Bild von Frauen und Männern durch ein 
anderes ersetzen.

(Änderungsantrag 49)
Anhang Abschnitt II Schwerpunkt 2 Schlussabschnitt

Bei der Durchführung der Maßnahmen im 
Rahmen dieses Aktionsbereichs wird die 
Kommission insbesondere auf Kohärenz und 
Komplementarität mit den Tätigkeiten 
anderer Kommissionsdienststellen oder 
europäischer Agenturen achten, vor allem 
mit den Tätigkeiten der Europäischen 
Stiftung für die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen und mit den 
Tätigkeiten im Rahmen des 
FTE-Rahmenprogramms der Gemeinschaft.

Bei der Durchführung der Maßnahmen im 
Rahmen dieses Aktionsbereichs wird die 
Kommission insbesondere auf Kohärenz und 
Komplementarität mit den Tätigkeiten 
anderer Kommissionsdienststellen oder 
europäischer Agenturen achten, vor allem 
mit den Tätigkeiten der Europäischen 
Stiftung für die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen, mit den 
Tätigkeiten im Rahmen des 
FTE-Rahmenprogramms der Gemeinschaft 
und den Tätigkeiten des Europäischen 
Zentrums für die Förderung der 
Berufsbildung.

Begründung:

Das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung ist nützlich im Hinblick auf 
Fragen der beruflichen Bildung und der Befähigungsnachweise.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine 
Entscheidung des Rates über das Programm zur Unterstützung der Rahmenstrategie 
der Gemeinschaft für die Gleichstellung von Frauen und Männern (2001-2005) 
(KOM(2000) 335 – C5-0386/2000 – 2000/0143(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission für eine Entscheidung des Rates über das 
Programm zur Unterstützung der Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern (2001-2005) (KOM(2000) 3352),

– vom Rat gemäß Artikel 13 des EG-Vertrags konsultiert (C5-0386/2000),

– gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Rechte der Frau und Chancengleichheit 
sowie der Stellungnahme des Haushaltsausschusses (A5-0294/2000),

1. billigt den so abgeänderten Vorschlag der Kommission;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 250 Absatz 2 des EG-
Vertrags entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. verlangt, erneut konsultiert zu werden, falls der Rat beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

2 noch nicht im ABl. C veröffentlicht. 
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BEGRÜNDUNG

In der Mitteilung der Kommission zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern 
ist die Strategie für die kommenden fünf Jahre (2001-2005) festgelegt. 

Die Kommission bekräftigt in ihrer Mitteilung, dass die Demokratie ein Grundwert der EU-
Mitgliedstaaten, der EWR-Staaten und der Bewerberländer ist und ein grundlegendes Element 
in den Außenbeziehungen der EU und in der Entwicklungszusammenarbeit darstellt. 
Voraussetzung für die volle Verwirklichung der Demokratie ist nach Auffassung der 
Kommission, dass alle Bürgerinnen und Bürger gleichberechtigt am Wirtschaftsleben, an 
Entscheidungsprozessen, am gesellschaftlichen und kulturellen Leben und an der 
Zivilgesellschaft teilhaben.

Nach Auffassung der Kommission hat sich die Situation der Frauen in den Mitgliedstaaten 
erheblich verbessert, obwohl es nach wie vor eine strukturelle Geschlechterdiskriminierung 
gibt. Die Kommission will das Problem mit einem dualen Ansatz lösen, parallel zur 
Integration der Gleichstellungsperspektive in alle politischen Bereiche (gender mainstreaming 
u.a.) sollen besondere Maßnahmen zugunsten von Frauen ergriffen werden.

Die Berichterstatterin begrüßt dieses Konzept uneingeschränkt und hält die Feststellung nicht 
für übertrieben, dass die Anstrengungen im Bereich der Gleichstellung auf Dauer keinen 
Bestand haben werden, wenn nicht die Rechte der Frauen gleichzeitig gestärkt werden. 

Die Berichterstatterin möchte daran erinnern, dass Kommission, Mitgliedstaaten und 
Parlament verpflichtet sind, die Integration anzustreben. 

Es ist im Interesse aller und von größter Bedeutung, dass jedes einzelne Kommissionsmitglied 
wirklich seiner Verantwortung für die Durchführung des Gender-Mainstreaming in seinem 
Zuständigkeitsbereich gerecht wird, indem es jährlich Leitlinien dafür vorlegt, wie dies 
erfolgen soll, und dass jedes Kommissionsmitglied auch jährlich eine Überprüfung/eine 
Bewertung durchführt. 

Da letztlich der Kommissionspräsident die Verantwortung trägt, sollten die 
Kommissionsmitglieder dem Kommissionspräsidenten jährlich berichten, der seinerseits die 
Verantwortung für einen jährlichen Bericht an das Parlament mit einer damit verbundenen 
Aussprache trägt. Dadurch sollten die Bürgerinnen und Bürger sich über die Frage, ob 
Fortschritte oder möglicherweise Rückschläge in der Union im Bereich der Rechte und der 
Gleichstellung von Frauen erreicht werden, informieren können.

Eine ähnliche Struktur sollte in allen Generaldirektionen der Kommission und in den 
Dienststellen des Rates und des Parlaments geschaffen werden.

Die finanziellen Mittel, die die Kommission für die Durchführung der Unterstützungs-
maßnahmen gefordert hat – das sogenannte Fünfte Aktionsprogramm – sind im Haushalt in 
Posten B3-4012 eingestellt, die Mittel wurden vom Ausschuss für die Rechte der Frau und 
Chancengleichheit am 4. September 2000 einstimmig gebilligt.

Es ist von großer Bedeutung, dass dieser Haushaltsposten ohne Kürzungen genehmigt wird 
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und dass das Programm mit unmittelbarer Wirkung in Kraft treten kann.

Der Programmvorschlag berührt u.a. eine Reihe von Kommissionsdienststellen, die für die 
Durchführung des vorgeschlagenen Unterstützungs- und Rahmenprogramms benötigt werden, 
um dieses Mal eine Kritik seitens des Rechnungshofes zu vermeiden, die es im Fall früherer 
Programmtätigkeiten gab. 

Es wäre gut gewesen, wenn die Kommission einen detaillierteren Programmhaushalt 
vorgelegt hätte, insbesondere was die Aufteilung der Mittel auf die fünf vorrangigen 
politischen Bereiche der Strategie angeht. 

In Abschnitt 2.2 behauptet die Kommission, dass die vorausgegangenen Programme und 
Initiativen die Mitgliedstaaten, die EWR-Staaten und die Bewerberländer bei der Entwicklung 
wirksamerer Gleichstellungsstrategien unterstützt haben. Dazu lässt sich schwer etwas sagen, 
da weder Beispiele noch eine Bewertung über Stärken und Schwächen aufgeführt sind.

Der Ausschuss hält eine fortlaufende Bewertung für äußerst wichtig. Die Berichterstatterin 
bedauert es, dass die Bewertung des Vierten Aktionsprogramms nicht vor der Mitteilung der 
Kommission über das Fünfte Aktionsprogramm in Angriff genommen wurde. Der Ausschuss 
ist der Ansicht, dass die Kommission das Europäische Parlament vor Durchführung des 
nächsten Programms jährlich über die Fortschritte und Ergebnisse des Programms 
unterrichten sollte. Dies sollte ergänzt werden durch eine umfassendere und analytische 
Gesamtbewertung, die dem Rat und dem Parlament rechtzeitig vor dem auslaufenden 
Programm unterbreitet wird, um wirksamere Anschlussmaßnahmen zu ermöglichen. 

Es ist von äußerster Wichtigkeit, dass die Kommission für größtmögliche Offenheit in 
Verbindung mit dem Programm sorgt, damit Interessierte auf allen Ebenen auch in der 
Durchführungsphase an der Arbeit mitwirken können.

Im Interesse weiterer Fortschritte ist es sehr wichtig, um nicht zu sagen vollkommen 
selbstverständlich, dass die verschiedenen Gemeinschaftsmaßnahmen, die Rahmenstrategie 
und die Initiativen der Mitgliedstaaten einander ergänzen und nicht gegeneinander wirken.

Die Kommission hat fünf Aktionsbereiche von strategischer Bedeutung festgelegt, auf die in 
den nächsten fünf Jahren der Schwerpunkt gelegt werden soll, damit strukturelle 
Veränderungen erreichbar sind. Die Berichterstatterin des Ausschusses hat gegen diese fünf 
Bereiche keine Einwände. 

Alle im Zuge der Rahmenstrategie auf den Weg gebrachten gleichstellungsrelevanten 
Initiativen der Gemeinschaft werden an einen oder mehrere der folgenden Aktionsbereiche 
gekoppelt:

- Wirtschaftsleben
- gleiche Beteiligung und Vertretung
- soziale Rechte
- Rechte als Bürgerinnen und Bürger
- Geschlechterrollen und Stereotype.
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Anmerkungen der Berichterstatterin:

Gleichstellung im Wirtschaftsleben

Die Kommission verweist auf den Europäischen Rat von Lissabon, der die Kommission und 
die Mitgliedstaaten aufgefordert hat, in der Beschäftigungspolitik die Chancengleichheit in 
allen ihren Aspekten zu fördern, und zwar durch Verringerung der geschlechtsspezifischen 
Unterschiede im Beschäftigungsbereich, durch Erleichterung der Vereinbarkeit von Arbeits- 
und Familienleben – insbesondere durch Festlegung einer neuen Benchmark für bessere 
Maßnahmen zur Kinderbetreuung – , durch quantitative Ziele, u.a. durch Erhöhung der 
Beschäftigungsquote der Frauen von 51% auf 60% bis zum Jahr 2010.
Der Vorschlag der Kommission über das Beschäftigungspaket ist von großer Bedeutung.

Was die Bedeutung der Strukturfonds als eines der wichtigsten Instrumente der Gemeinschaft 
in finanzieller und anderer Hinsicht angeht, betont die Berichterstatterin, dass mindestens 
40% der Mittel für Maßnahmen im Bereich der Lebensbedingungen und der Bedürfnisse von 
Frauen vorgesehen und verwendet werden. Dies wurde in der Stellungnahme des Ausschusses 
zum Haushalt 2001 am 4. September 2000 einstimmig beschlossen.

Nach Auffassung der Berichterstatterin sollte eine solche Aufteilung für die meisten der 
Programme und Fonds der Europäischen Union gelten. 

Es besteht unverändert Bedarf an einschlägigen, nach Geschlechtern unterteilten Statistiken, 
an Studien über die Bedeutung einer generellen Arbeitszeitverkürzung, außerdem ist es 
notwendig, den Grundsatz der gleichen Entlohnung in der Praxis zu verwirklichen.

Gleiche Beteiligung und Vertretung

Ungeachtet von Eingriffen in die demokratischen Verfahren der Mitgliedstaaten, von 
Drittstaaten und von Organisationen muss ständig auf das Thema der gleichen Beteiligung 
und Vertretung von Frauen hingewiesen werden.

Gleicher Zugang zu sozialen Rechten

Die Berichterstatterin bedauert zutiefst, dass die Arbeiten an dem Aktionsprogramm gegen 
Diskriminierung (Artikel 13 des Vertrags von Amsterdam) und die Arbeiten an diesem 
Programm nicht parallel verlaufen. 

Nach Ansicht der Berichterstatterin wird in diesem Bereich nicht auf die Bedeutung des 
Wohlfahrtsstaates eingegangen.
Wo wird auf die Bedürfnisse von Frauen eingegangen, die weder erwerbstätig noch Ehefrau 
oder Mutter sind?
Wo steht etwas über die Geschlechterperspektive unter dem Aspekt der Frau als Mitbürgerin?
Es stellt sich die Frage, wie weit die Frau in allen Zusammenhängen stets als untergeordnetes 
Geschlecht angesehen werden soll.

Die von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen sollten durch eine Übersicht über den 
individuellen Zugang zu den Einrichtungen des Gesundheitswesens, zu Sozialversicherungs- 
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und Pensionssystemen sowie über Mängel in der Arbeitsorganisation ergänzt werden. 

Da immer wieder festgestellt wird, dass mehr als 50 Millionen Menschen in der EU als arm 
eingestuft werden, und dass die große Mehrzahl Frauen sind, muss diesem Faktum stärker 
Rechnung getragen und Abhilfe geschaffen werden.

Gleichstellung in Bezug auf die Rechte als Bürgerinnen und Bürger

Das operative Ziel der Kommission besteht darin, die Rechte der Frau als allgemeine 
Menschenrechte zu fördern, indem geschlechtsbezogene Gewalt und Menschenhandel zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeutung bekämpft wird sowie durch Forschungsarbeiten, 
Datenerhebungen und Informationsverbreitung usw. Der Ausschuss möchte alle 
Anstrengungen im Kampf gegen die geschlechtsbezogene Gewalt und den Frauenhandel 
verstärken. Es ist von äußerster Wichtigkeit, die Kräfte auf allen Ebenen zu mobilisieren und 
zu koordinieren, um diesen zwei Erscheinungen, die in unseren Gesellschaften – 
bedauerlicherweise – zunehmen, und mit großem Leid für die Einzelperson verbunden sind 
und letztlich Auswirkungen auf das Leben in der Gesellschaft insgesamt haben werden, 
entgegenzuwirken.

Es gibt zwei laufende Programme, Daphne und STOP, für die es nach Ansicht der 
Berichterstatterin zu wenig Mittel und Ressourcen gibt. Die Kommission wird aufgefordert, 
dies zu überprüfen und Mittel und Ressourcen aufzustocken.

Die UNO hat 1999 den 25. November zum Internationalen Tag gegen die Gewalt gegen 
Frauen und Kinder ausgerufen. Die EU-Institutionen werden aufgefordert, dieses Datum zu 
beachten und diesen Tag zu einem gemeinsamen Aktionstag zu machen.

Ist es nicht an der Zeit, auch die sogenannte Rolle des Mannes in der modernen Gesellschaft 
in Frage zu stellen?

Veränderung von Geschlechterrollen und Stereotype

Hier kritisiert die Kommission vollständig zu Recht die Darstellung der Frau in den Medien 
als untergeordnetes Wesen. Die Kommission bittet u.a. die Medien um „Hilfe“. 

In diesem Bereich sollten die Mitgliedstaaten nach Auffassung der Berichterstatterin, sofern 
dies noch nicht geschehen ist, die Möglichkeiten prüfen, Anklage gegen Verfehlungen in den 
Medien zu erheben. Die Mitgliedstaaten sollten aufgefordert werden, mit den Medien einen 
Verhaltenskodex zu vereinbaren. Die Berichterstatterin möchte empfehlen, auf die Rolle der 
Pornographie besonders einzugehen.

Vor dem Hintergrund dieser Bemerkungen können wir die Medien nicht um „Hilfe“ bitten. 
Im übrigen sind sie häufig ein Spiegelbild der gesellschaftlichen Wirklichkeit und verstärken 
dieses Bild noch, nämlich das Bild, dass der Mann noch immer maßgeblich ist.

Ein kleines Beispiel ist „European Voice“, worin fast niemals Frauen dargestellt werden und 
auf die Wirklichkeit und die Bedürfnisse von Frauen eingegangen wird.
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Durchführung

Die Kommission beabsichtigt, auf EU-Ebene den Ausschuss beizubehalten, der im Rahmen 
des Vierten Aktionsprogramms bereits bestand. Dieser Ausschuss gliedert sich in zwei Teile: 
eine beratende Gruppe und eine Durchführungsgruppe. Im nächsten Programmzeitraum ist 
daran gedacht, dem Ausschuss der Kommission eine koordinierende Rolle zuzuweisen, die 
Hauptverantwortung für die Durchführung soll bei den Mitgliedstaaten liegen. Da die 
Mitgliedstaaten auch die Mitglieder des Ausschusses ernennen, ist es von größter Bedeutung, 
dass sie Vertreter auswählen, die über eine gewisse Autorität verfügen.

Der hier unterbreitete Programmvorschlag unterscheidet sich erheblich von früheren 
Vorschlägen. Es ist deshalb wichtig, dass Rolle und Verantwortung des Ausschusses zu 
klären, bevor das Programm in Kraft tritt, damit verhängnisvolle Missverständnisse und 
Unklarheiten vermieden werden. 

Mit diesem Konzept sollen der Zugang zu und die Möglichkeit der aktiven Teilnahme und 
Mitwirkung an Projekten für nichtstaatliche Organisationen (NGO) gestärkt werden. Es ist 
deshalb außerordentlich wichtig, dass die Mitgliedstaaten ein koordinierendes Gremium 
einsetzen, um dies zu ermöglichen und zu fördern.

Es laufen gegenwärtig Gespräche, wie die Bewerberländer in möglichst einfacher Weise in 
das Programm einbezogen werden können. 

Das Thema Frauen in Entwicklungsländern wird lediglich allgemein behandelt, abgesehen 
von einigen Feststellungen im Abschnitt „Gleicher Zugang zu sozialen Rechten. Es ist 
wichtig, dass Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit der Geschlechter in den 
Bewerberländern und in den Entwicklungsländern sowohl Teil der Strategie als auch Teil des 
Programms sind, damit diese Länder sich in aktiver Weise beteiligen können. 

Abschließende Bemerkungen mit Blick auf die Zukunft

Der Ausschuss und seine Berichterstatterin sind außerordentlich unzufrieden mit der kurzen 
Zeit, die ihnen für eine Reaktion auf den Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über das 
Programm zur Unterstützung der Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern (2001-2005) zur Verfügung stand. Die kurzen Fristen werden 
generell immer mehr zum Normalfall.

Der Ausschuss fordert die Kommission deshalb auf, ihre Planung zu verbessern und klare und 
eindeutige Zeitpläne festzulegen.

Nach Auffassung der Berichterstatterin sollten die Verfahren in nächster Zukunft so gestaltet 
werden, dass der Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit den Status eines 
ständigen Ausschusses erhält, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der Ausschuss selbst 
als Teil des Ausschusses für soziale Angelegenheiten und Beschäftigung als ein Forum 
eingerichtet wurde und dass es zum Ende der letzten Wahlperiode sogar Diskussionen darüber 
gab, den Ausschuss aufzulösen. Jeder kann heute feststellen, dass die Rechte der Frauen 
grundlegende Rechte sind, die nicht nur in Verbindung mit Erwerbsarbeit gesehen werden 
können.
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Die Berichterstatterin möchte aus den gleichen Gründen empfehlen, dass die Kommission in 
nächster Zukunft ein Mitglied der Kommission mit eigenem Zuständigkeitsbereich, zu dem 
die Bereiche der Rechte der Frau und Chancengleichheit gehören, ernennt, sie möchte 
außerdem empfehlen, dass der Rat einen offiziellen Rat für die Rechte der Frau und 
Chancengleichheit einrichtet.

Außerdem hält die Berichterstatterin es für wichtig, dass die Kommission die Möglichkeiten 
prüft, ein Institut für die Rechte der Frau und für Chancengleichheit zu schaffen.
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28. September 2000

STELLUNGNAHME DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES

für den Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit

zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über das Programm zur Unterstützung der 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die Gleichstellung von Frauen und Männern 
(KOM(2000) 335 – C5-0386/2000 – 2000/0143 (CNS))

Verfasserin der Stellungnahme: Luciana Sbarbati

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 19. Juli 2000 benannte der Haushaltsausschuss Luciana Sbarbati als 
Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seiner Sitzung vom 26.-27. 
September 2000.

In dieser Sitzung nahm er die nachstehenden Änderungsanträge einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Terence Wynn, Vorsitzender; Reimer Böge, 
stellvertretender Vorsitzender; Bárbara Dührkop Dührkop, stellvertretende Vorsitzende; 
Luciana Sbarbati, Verfasserin der Stellungnahme; Ioannis Averoff, Paulo Casaca, Chantal 
Cauquil, Carlos Costa Neves, Den Dover, James E.M. Elles, Göran Färm, Markus Ferber, 
Salvador Garriga Polledo, Neena Gill, Catherine Guy-Quint, Jutta D. Haug, Wolfgang 
Ilgenfritz, Anne Elisabet Jensen, Constanze Angela Krehl, Armin Laschet, Jan Mulder, Juan 
Andrés Naranjo Escobar, Giovanni Saverio Pittella, Heide Rühle, Per Stenmarck, Francesco 
Turchi, Kyösti Tapio Virrankoski, Ralf Walter und Brigitte Wenzel-Perillo.
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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Haushaltsausschuss prüfte die Haushaltsaspekte des Vorschlags und stellte fest, dass der 
Finanzbogen des Programms einen Referenzbetrag von 53,5 Mio. € vorsieht, also eine 
Anhebung um 77% gegenüber dem vorigen. Das Parlament wird diese signifikante Erhöhung 
befürworten, da es sich bei diesem Programm um eine politische Priorität handelt. Die 
Verfasserin der Stellungnahme weist den Ausschuss für die Rechte der Frau und 
Chancengleichheit jedoch auf die gemeinsame Erklärung vom 20. Juli 20003 hin, die ein 
neues Verfahren vorsieht, das es der Haushaltsbehörde ermöglicht, die der Vereinbarkeit der 
Legislativvorschläge mit dem jeweiligen Finanzrahmen besser zu kontrollieren.

Sie weist auf die Grenzen hin, die für den laufenden Zeitraum 2000-2006 gelten, für den die 
verfügbaren Spielräume gegenüber den für den Zeitraum 1993-1999 geltenden verringert 
wurden.

Was die Ausführung angeht, so hebt die Verfasserin hervor, dass die Notwendigkeit der 
technischen Unterstützung im Vorschlag nicht erwähnt wird, obwohl im Eingliederungsplan 
eine B….A-Linie vorgesehen ist.

Sie erinnert daran, dass laut Beschluss der Haushaltsbehörde im Haushaltsverfahren 2000 
„für die neuen Programme und Aktionen …der Rückgriff auf Teil B für Ausgaben zur 
Finanzierung der technischen und administrativen Hilfe zum gegenseitigen Nutzen der 
Kommission und der Partner in dem einschlägigen Rechtsakt zu dem Programm oder der 
Aktion vorgesehen und Gegenstand eines Beschlusses der Haushaltsbehörde sein (muss), die 
den Höchstbetrag dafür festlegt.“

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für die Rechte der Frau und 
Chancengleichheit, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission4 Änderungen des Parlaments

(Änderungsantrag 1)
Artikel 2 Absatz 3 (neu)

Grundsätze

3. Das Programm wird unter 
Rubrik 3 der Finanziellen Vorausschau 
finanziert. Die Mittel werden von der 
Haushaltsbehörde im Rahmen des 
jährlichen Verfahrens beschlossen.

3 Ratsdokument Nr. 10299/00
4 ABL. C noch nicht veröffentlicht
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Begründung:

Gemäß der gemeinsamen Erklärung zum Finanzbogen vom 20. Juli 2000 weist das Parlament 
als Haushaltsbehörde darauf hin, dass er eine Erhöhung um 23,5 Mio. € im Laufe des 
Zeitraums beinhaltet. Wie in obiger Erklärung festgestellt, könnte sich eine Anpassung der 
Finanziellen Vorausschau als notwendig erweisen, um auf dem Stand der übrigen laufenden 
Programme zu bleiben.

(Änderungsantrag 2)
Artikel 5 Absatz 1

Durchführung des Programms und Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten

1. Die Kommission 1. Die Kommission

a) gewährleistet die Durchführung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen 
dieses Programms gemäß Anhang,

a) gewährleistet die Durchführung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen 
dieses Programms durch technische Hilfe 
gemäß Anhang,

Begründung:

Die Notwendigkeit technischer Hilfe sollte gemäß der Vereinbarung zwischen der 
Kommission und der Haushaltsbehörde im Rahmen des Haushaltsverfahrens 2000 in den 
legislativen Text aufgenommen werden.


